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Es  ist  die  unvermeidliche  Folge  unserer  Neutralität, 
dass  unsere  Finanzlage  nach  dem  Kriege  vielleicht  mehr 
Aehnlichkeit  mit  der  eines  besiegten  als  derjenigen 
eines  siegreichen  Staates  haben  wird.  Da  wir  keine 
Hoffnung  auf  eine  Kriegsentschädigung  irgend  einer 
Art  nähren  können,  so  sind  wir  heute  schon  damit 
beschäftigt,  den  Schaden,  der  uns  erwächst,  zu  berech- 
nen und  uns  auf  seine  Deckung  vorzubereiten. 

In  der  Rechnung,  die  der  Bundesrat  in  seiner 
Botschaft  zum  Budget  für  das  Jahr  1915  aufgestellt 
hat,  wird  der  eidgenössische  Mehrbedarf  auf 
30  Millionen  Franken  beziffert.  Hievon  entfallen  14 
Millionen  Franken  auf  die  Verzinsung  und  Amortisation 
der  vorläufig  auf  200  Millionen  Franken  geschätzten 
Mobilisationsschuld,  8 Millionen  Franken  auf  die  Be- 
seitigung des  schon  vor  dem  Kriege  vorhandenen  chroni- 
schen Defizites,  3 Millionen  Franken  auf  den  Mehr- 
bedarf der  Kranken-  und  Unfallversicherung  und  5 
Millionen  Franken  auf  die  Verzinsung  und  Tilgung 
verschiedener  ausserordentlicher  Ausgaben  für  Neu- 
bauten, Erneuerung  von  Kriegsmaterial  usw. 

Das  Defizit  der  kantonalen  Finanzen  kann  an 
Hand  der  vorliegenden  Budgetentwürfe  für  das  Jahr 
1915  auf  20 — 25  Millionen  Franken  geschätzt  werden. 
Berücksichtigen  wir  noch,  dass  die  Gemeinden,  deren 
Finanzen  ja  auch  aufs  empfindlichste  in  Mitleidenschaft 
gezogen  werden,  insgesamt  kaum  einen  weniger  grossen 
Ausfall  erleiden  werden,  so  steigt  der  gesamte  ungedeckte 
Finanzbedarf  allein  für  das  Jahr  1915  auf  mindestens 
80  Millionen  Franken,  wahrscheinlich  mehr.  Dazu  käme 
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dann  noch  das  zweifellos  beträchtliche  Defizit,  mit  dem 
das  Jahr  1914  für  Kantone  und  Gemeinden  absddiessen 
wird.  Die  Aussichten  werden  aber  noch  düsterer,  wenn 
die  eidgenössische  Finanzverwaltung  ihre  Absicht  aus- 
führt,  ungefähr  die  Hälfte  der  Mobilisationskosten  durch 
eine  einmalige  sogenannte  Kriegssteuer  zu  decken.  Dann 
müssen  noch  weitere  70  — 80  Millionen  Franken  vom 
Schweizervolke  in  kürzester  Frist  aufgebracht  werden. 

I. 

Die  erste  Frage,  die  sich  angesichts  dieser  Ziffern 
erhebt,  wird  der  Deckung  der  Mobilisations- 
kosten gelten.  Ist  die  vorgesehene  Art  der  Bestrei- 
tung ein  unabwendbares  Schicksal  oder  sind  auch  andere 
Wege  möglich?  Mit  anderen  Worten  ausgedrückt:  Wie 
ist  die  Tilgungsdauer  der  Mobilisationskosten 
zu  bemessen?  Hierüber  muss  offenbar  vor  allen  Dingen 
Klarheit  herrschen  und  die  Wahl  der  Deckungsmittel 
muss  dieser  Hauptfrage  gänzlich  untergeordnet  werden. 

Es  fallen  offenbar  zwei  Gesichtsp unkte  in 
Betracht : der  politische  und  der  volkswirt- 

schaftliche. Die  Situation,  in  der  sich  Europa  nach 
Beendigung  des  Krieges  befinden  wird,  muss  darüber 
entscheiden,  ob  der  Krieg  der  Kaufpreis  eines  langen 
Friedens  gewesen  ist  oder  ob  eine  latente  Fortdauer 
des  Konflikts  zur  Vorbereitung  auf  neue  Kriege  zwingt. 
Im  ersteren  Falle  wird  die  Tilgung  offenbar  auf  eine 
längere  Periode  verteilt  werden  dürfen  als  im  letzteren. 

Es  ist  nun  freilich  zuzugeben , dass  heute  eine 
richtige  Einschätzung  der  Dauer  des  kommenden  Frie- 
dens kaum  möglich  ist.  Das  Urteil  darüber  muss 
zurückgelegt  werden,  womit  gesagt  ist,  dass  der  poli- 
tische Gesichtspunkt  uns  zurzeit  zwar  nicht  zu  einer 
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besonders  optimistischen,  aber  auch  keineswegs  zu  einer 
besonders  pessimistischen  Finanzpolitik  veranlassen  kann. 

Wie  verhält  sich  nun  aber  die  Sache  vom  volks- 
wirtschaftlichen Gesichtspunkte  aus?  Oder  anders 
ausgedrückt:  Welchen  Zahlungsmodus  gestattet  dem 
Schweizervolke  sein  gesellschaftlicher  Reichtum? 

Wir  sind  — glücklicherweise  — nicht  im  Besitz 
grösserer  eigener  Erfahrungen  auf  diesem  Gebiete.  Die 
10  Millionen  Franken,  welche  die  Grenzbesetzung  von 
1870/1871  erforderte,  wurden  im  wesentlichen  durch 
eidgenössische  Kassenscheine  beschafft  und  die  schwe- 
bende Schuld  dann  später  in  eine  innert  15  Jahren  zu 
tilgende  konsolidierte  Schuld  umgewandelt1). 

Einen  Anhaltspunkt  zur  richtigen  Einschätzung  unserer 
Leistungsfähigkeit  gibt  uns  aber  vielleicht  ein  Vergleich 
mit  andern  Staaten.  Da  müssen  wir  nun  feststellen, 
dass  in  den  Kriegen  der  letzten  50  Jahre  nur  zwei 
Staaten,  Japan  und  England,  Beispiele  der  direkten 
Bestreitung  eines  beträchtlichen  Teiles  der  Kriegskosten 
aus  den  laufenden  Einnahmen  bieten.  Japan  war  im 
Kriege  mit  Russland  dazu  genötigt,  da  sein  Appell  an 
den  internationalen  Geldmarkt  wenig  Erfolg  hatte.  Die 
Folge  bestand  in  der  vorzeitigen  Erschöpfung  der  japa- 
nischen Volkswirtschaft  und  in  der  Notwendigkeit,  den 
Kampf  abzubrechen,  bevor  der  Gegner  gänzlich  ge- 
schlagen war. 

Stärkeren  Vergleichswert  hat  vielleicht  die  Kriegs- 
finanzpolitik Englands,  die  seit  dem  18.  Jahrhundert 
von  einer  Tradition,  einem  ungeschriebenen  Gesetz  be- 
einflusst wird.  Sie  besteht  in  der  Festhaltung  des 

Grundsatzes,  dass  Kriegskosten  zu  Vb  während  des 

— — — — - \ 

*)  Siehe  darüber  Näheres  bei  J ö h r , die  Volkswirtschaft  der 
Schweiz  im  Kriegsfälle,  S.  69. 
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Krieges  auf  das  ordentliche  Budget  zu  übernehmen 
seien,  während  2/s  auf  dem  Anleihewege  zu  beschaffen 
seien.  Es  braucht  wohl  kaum  hervorgehoben  zu  werden, 
dass  bei  dem  Kapitalreichtum  Englands  und  seinem 
die  volkswirtschaftliche  Organisation  nur  wenig  schädi- 
genden  Militärsystem  dieses  Beispiel  für  uns  nur  die 
Bedeutung  haben  kann,  dass  es  uns  zeigt,  in  welchem 
Masse  unter  besonders  günstigen  Umständen  daran 
gedacht  werden  kann,  die  Kriegskosten  direkt  auf  das 
ordentliche  Budget  zu  übernehmen.  Der  bekannte 
deutsche  Finanzschriftsteller  Jakob  Riesser  macht  denn 
auch  in  seinem  Werke  über  „Finanzielle  Kriegsbereit- 
schaft und  Kriegführung"  (2.  Aufl.  1913  p.  190/191) 
nachdrücklich  darauf  aufmerksam,  dass  Deutschland 
im  Kriegsfälle  in  der  Anziehung  der  Steuerschraube 
nicht  über  das  in  England  beobachtete  Mass  hinaus- 
gehen sollte  und  Heinrich  Dietzel  geht  in  seiner 
Schrift  „Kriegssteuer  oder  Kriegsanleihe“  (1912)  sogar 
so  weit,  Steuererhöhungen  im  Kriegsfälle  grundsätzlich 
zu  bekämpfen  und  zwar  mit  einer  Argumentation,  die 
auch  für  unsere  Verhältnisse  vielfach  zutrifft. 

Wie  beachtenswert  diese  Ratschläge  auch  für  uns 
sind,  ergibt  sich  in  überzeugender  Weise,  wenn  wir 
unseren  gesellschaftlichen  Wohlstand  mit  demjenigen 
Englands  und  Deutschlands  vergleichen.  Julius  Wolf1) 
schätzt  das  englische  Volkseinkommen  auf  870  Mark 
pro  Kopf  der  Bevölkerung,  das  deutsche  auf  615  Mark, 
während  das  schweizerische  Volkseinkommen  nach  der 
Schätzung  von  Geering  und  Hotz2)  nur  530 — 630  Mark 
auf  den  Kopf  ausmachen  dürfte.  Wir  sind  also  höch- 

Die  Steuerreserven  in  England  und  Deutschland.  (Finanz- 
wirtschaftliche  Zeitfragen,  13.  Heft,  p.  17.) 

2)  Wirtschaftskunde  der  Schweiz.  5.  Auflage,  p.  136. 
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stens  ebenso  reich  wie  Deutschland,  aber  merklich 
ärmer  als  England.  Daran  ändert  auch  der  Umstand 
nichts,  dass  bezüglich  des  Volksvermögens  nach  den 
t gleichen  Quellen  die  Schweiz  einen  grösseren  Kopf- 
betrag aufzuweisen  scheint,  als  die  zwei  genannten 
Staaten,  nämlich  6300  Mark  gegenüber  5800  Mark  für 
- England  und  4900  Mark  für  Deutschland.  Denn,  wie 
auch  Wolf  hervorhebt,  kommt  es  für  die  Beurteilung 
der  Steuerfähigkeit  mehr  auf  das  Volkseinkommen  an 
als  auf  das  Volksvermögen,  dessen  ziffernmässiger  Be- 
trag ja  stark  von  den  angewandten  Bewertungsgrund- 
sätzen abhängt. 

Angesichts  dieser  Ziffern  ist  es  gewiss  angebracht, 
dem  Schweizervolke  erst  nach  reiflichster  Überlegung 
eine  so  ausserordentlich  grosse  Leistung  zuzumuten, 
wie  es  die  Aufbringung  einer  bedeutenden  Quote  der 
Mobilisationskosten  innert  weniger  Jahre  ist.  Vorsicht 
ist  um  so  gebotener,  als  eine  eigentliche  Begründung 
für  die  vorgesehene  Verkürzung  der  Tilgungsperiode  — 
wenigstens  öffentlich  — bis  jetzt  nicht  gegeben  worden 
ist.  Wir  sind  in  dieser  Beziehung  auf  blosse  Vermu- 
tungen angewiesen.  Vielleicht  ist  die  Vorstellung  im 
Spiele,  dass  eine  erhebliche  Vermehrung  unserer 
Staatsschuld  unter  allen  Umständen  vermieden  werden 
müsse.  Dann  wäre  darauf  zu  verweisen,  dass  die 
Schweiz  hinsichtlich  der  Verschuldung  pro  Kopf  der 
Bevölkerung  immer  noch  vergleichsweise  sehr  günstig 
dasteht.  Die  Schulden  des  Bundes  und  der  Kantone 
► beliefen  sich  Ende  1913  auf  rund  970  Millionen  Fr., 
das  macht  auf  den  Kopf  Fr.  255,  gegenüber  Fr.  364  in 
England  (1911),  Fr.  708  in  Frankreidi  (1910)  und  Fr.  179 
* in  Deutschland  (1910,  Reich  und  Bundesstaaten).  Bei 
diesen  Zahlen  sind  überall  die  Eisenbahnschulden  und 
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die  ihnen  gegenüberstehenden  Aktiven  ausser  Acht  ge- 
lassen und  ist  im  übrigen  von  Mass  und  Qualität  der 
Deckung  durch  produktive  Aktiven  abgesehen.  Diese 
Vergleichsbasis  ist  zweifellos  für  die  Schweiz  ungünstig, 
indem  gerade  hier  die  Kapitalien  für  Unternehmungen 
wie  Kantonalbanken,  kantonale  Elektrizitätswerke  und 
dergleichen  häufig  durch  Ausgabe  von  Staatsobligationen 
beschafft  werden.  Auch  hat  der  Erfolg  der  beiden 
Mobilisationsanleihen  schlagend  bewiesen,  dass 
der  tadellose  Kredit  der  Eidgenossenschaft  selbst  in  der 
Kriegszeit  nicht  im  mindesten  gelitten  hat.  Es  ist  daher 
kaum  anzunehmen,  dass  irgendwelche  Befürchtungen 
hinsichtlich  der  Gestaltung  unseres  Staatskredites  zu 
dem  Plane  geführt  haben,  in  so  erheblichem  Umfange 
die  Mobilisationskosten  aus  Steuern  zu  bestreiten. 

Näher  liegt  vielleicht  die  Vermutung,  dass  das  Beispiel 
des  einmaligen  Wehrbeitrages,  wie  ihn  die  deutsche 
Reichsfinanzreform  vom  3.  Juli  1913  vorsah,  eine  gewisse 
suggestive  Wirkung  ausgeübt  hat.  Sollte  dies  der  Fall 
sein,  so  wäre  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  der 
deutsche  Wehrbeitrag  nach  Veranlassung  und  Wirkung 
etwas  ganz  anderes  ist,  als  die  vom  eidgenössischen 
Finanzdepartement  in  Aussicht  genommene  Kriegssteuer. 
Der  Wehrbeitrag  wurde  in  Deutschland  beschlossen,  weil 
die  Emission  einer  neuen  Milliardenanleihe  der  Reichs- 
regierung angesichts  der  damaligen  Lage  des  deutschen 
Geldmarktes  als  untunlich  erschien.  Sodann  ist  zu  be- 
achten, dass  der  Wehrbeitrag  nach  der  Absicht  des 
Gesetzgebers  im  Friedenszustande  hätte  aufgebracht 
werden  sollen 1),  während  unsere  Kriegssteuer  die  Volks- 

x)  Die  erste  Rate  (ein  Drittel)  ist  eingezogen.  Das  zweite 
und  dritte  Drittel  werden  nah  Art.  51  des  Wehrbeitragsgesetzes 
erst  am  15.  Februar  1915  beziehungsweise  15.  Februar  1916  fällig. 
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Wirtschaft  während  oder  unmittelbar  nach  dem  Kriege, 
das  heisst  in  einem  Momente  der  Erschöpfung  treffen 
würde.  Dieser  Gegensatz  ist  um  so  mehr  zu  beachten, 

• als  die  Höhe  des  Opfers  selbst  bei  uns  relativ 
noch  grösser  wäre  als  in  Deutschland:  Die  Milliarde, 
die  der  Wehrbeitrag  bringen  sollte,  kommt  2,5  °/o  des 

* auf  40  Milliarden  Mark  geschätzten  deutschen  Volks- 
einkommens gleich,  aber  80  Millionen  Franken  sind 
2,7— -3,2%  des  auf  21/a— 3 Milliarden  geschätzten  schwei- 
zerischen Volkseinkommens. 

Zusammenfassend  können  wir  also  sagen,  dass  der 
politische  Gesichtspunkt  uns  zurzeit  nicht  dazu  zwingt, 
die  Tilgungsdauer  der  Mobilisationskosten  in  dem  Um- 
fange zu  verkürzen,  den  das  eidgenössische  Finanzde- 
partement vorschlägt,  dass  aber  der  volkswirtschaft- 
liche Gesichtspunkt  uns  eher  davon  abhalten  muss, 
dem  Schweizervolke  die  Aufbringung  von  40 — 50  % des 
Bedarfes  innert  kürzester  Frist  zuzumuten,  während  doch 
selbst  reicheren  Staaten  so  weitgehende  Ambitionen 
durchaus  fernliegen. 

Mit  dieser  Feststellung  ist  selbstverständlich  die  ein- 
malige Kriegssteuer  nicht  grundsätzlich  abgelehnt.  Steuer- 
politische Erwägungen  können  dazu  führen,  sie  gleich- 
wohl, wenn  au<h  in  herabgesetztem  Betrage  oder  in 
anderer  Form,  zu  befürworten,  ln  die  Prüfung  dieser 
steuerpolitischen  Frage,  das  heisst  der  Frage  nach 
den  anzuwendenden  Deckungsmitteln  wollen 
wir  nun  eintreten. 

i 

II. 

Das  in  der  Budgetbotschaft  des  Bundesrates  vom 
21 . November  1 91 4 aufgestellte  Deckungsprogramm 
besteht  in  der  Erzielung  von  Ersparnissen,  speziell 
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auf  dem  Gebiete  der  Subventionen,  im  Betrage  von 
5 Millionen  Franken,  in  der  Erhöhung  bestehender 
eidgenössischer  Steuern  und  Gebühren  (Militär- 
pflichtersatzsteuer, Zölle,  Gebühren  der  Post-  und  Tele-  * 
phonverwaltung)  im  Gesamtbeträge  von  6 Millionen 
Franken,  in  der  Einführung  des  Tabakmonopols  mit 
einem  Ertrage  von  netto  15  Millionen  Franken  und  in 
der  Entlastung  des  Schuldendienstes  um  4 Millionen 
Franken,  das  heisst  um  den  Betrag  einer  dieser  Annuität 
entsprechenden  einmaligen  Kriegssteuer. 

Nach  Abzug  der  Ersparnisse  bedarf  der  Bund  also 
neuer  Einnahmen  im  Betrage  von  25  Millionen 
Franken. 

Wie  alle  Steuervorlagen,  so  hat  auch  dieses  Programm 
wenig  begeisterte  Anhänger  und  viele  heftige  Gegner 
gefunden.  Wenn  wir  eine  sachliche  Kritik  üben  wollen, 
so  werden  wir  drei  Gesichtspunkte  im  Auge  behalten 
müssen,  nämlich: 

1 . den  Gesichtspunkt  des  Finanzausgleichs  zwischen 
Bund  und  Kantonen; 

2.  die  materiellen  Anforderungen,  die  vom 
Standpunkte  einer  weitsichtigen  Steuerpolitik  er- 
hoben werden  müssen,  und 

3.  das  Ziel  einer  Bundesfinanzreform  im  Sinne 
einer  grösseren  Emanzipation  der  Einnahmen  von 
den  Schwankungen  der  wirtschaftlichen  Konjunktur. 

Es  ist  ohne  weiteres  klar,  dass  der  erstgenannte 
Gesichtspunkt  den  beiden  andern  vorangeht.  In  einem 
Bundesstaate  ist  eine  scharfe  und  klare  Absteckung 
der  Grenzen,  innert  deren  sich  die  Steuerpolitik  der 
Zentralgewalt  einerseits  und  der  Gliedstaaten  anderer- 
seits bewegen  soll,  die  erste  Voraussetzung  geordneter 
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Finanzen  und  gerechter  Verteilung  der  Lasten.  Lässt 
man  diesen  Gesichtspunkt  ausser  Acht,  treiben  Bund 
und  Kantone  auf  eigene  Faust  und  ohne  genügenden 

* Kontakt  Steuerpolitik,  so  werden  Reibungen  und 
Schwierigkeiten  nicht  ausbleiben  und  es  entsteht  die 
Gefahr,  dass  zwischen  Zentralgewalt  und  Gliedstaaten 

* ein  ähnlicher  Gegensatz  der  Interessen  sich  erhebt  wie 
er  leider  in  manchen  Kantonen  zwischen  Staat  und  Ge- 
meinden sich  herausgebildet  hat  — mit  der  Wirkung 
einer  starken  Zerrüttung  des  Steuerwesens. 

1.  Vom  Standpunkt  des  Finanzausgleiches  gibt 
die  Erhöhung  der  genannten  bestehenden  eidgenös- 
sischen Steuern  und  Gebühren  zu  keinerlei  Bedenken 
Anlass.  Nur  die  Verdoppelung  der  Militärpflichtersatz- 
steuer, die  immerhin  30 — 40  % der  im  wehrpflich- 
tigen Alter  stehenden  Schweizerbürger  trifft,  werden 
wir  insofern  im  Auge  behalten  müssen,  als  diese  Be- 
lastung bei  der  primitiven  Form  dieser  Steuer  — hohe 
Personaltaxe  (6  Fr.),  Mangel  einer  Progression  des  Satzes 
bei  Vermögen  und  Einkommen  — für  die  wirtschaftlich 
schwachen  Steuerträger  weit  mehr  ins  Gewicht  fällt  als 
für  die  leistungsfähigeren.  Das  Tabakmonopol  ist 
heute  staatsrechtlich  noch  keine  Bundessteuer.  Die  ver- 
fassungsmässige Grundlage  dafür  fehlt  noch,  doch  ist  es 
faktisch,  wie  die  meisten  Verbrauchssteuern,  heute  nur 
auf  dem  Boden  des  Bundes  durchführbar  und  von  den 
Kantonen  daher  auch  nie  beansprucht  worden. 

Viel  schwieriger  aber  liegt  die  Sadie  mit  Bezug  auf 

* die  sogenannte  Kriegssteuer.  Sie  greift  so  tief  in 
den  Organismus  der  kantonalen  und  kommunalen  Fi- 
nanzen ein,  sie  rückt  die  oben  erwähnte  Gefahr  einer 
Kollision  der  Interessen  des  Bundesfiskus  und  der  kan- 
tonalen Fisci  so  nahe,  dass  hiezu  nur  geschritten  wer- 
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den  sollte,  wenn  es  feststeht,  dass  kein  anderer  Ausweg 
mehr  möglich  ist. 

Liegt  diese  Voraussetzung  vor?  Hat  der  Bund  alle 
seine  Steuerreserven  so  sehr  erschöpft,  dass  er  gezwungen 
ist,  ein  Mitbenützungsrecht  an  der  bedeutendsten  Steuer- 
quelle der  Kantone  und  Gemeinden  zu  beanspruchen? 

Man  wird  diese  Frage  bejahen  müssen,  wenn  man 
die  Tilgungsdauer  eines  Teiles  der  Mobilisationskosten 
so  kurz  bemisst,  dass  bedeutende  Kapitalbeträge  her- 
beigeschafft werden  müssen. 

Aber  anders  liegt  die  Sache,  wenn  wir  in  weniger 
pessimistischer  Auffassung  der  politischen  Situation  und 
in  nüchternerer  Beurteilung  unserer  wirtschaftlichen  Kräfte 
uns  an  die  Praxis  reicherer  Völker  anlehnen  und  eine 
längere  Amortisationsdauer  vorsehen.  Dann  wird  die 
direkte  „Kriegssteuer“  höchstens  die  Form  einer  wäh- 
rend eines  gewissen  Zeitraumes  alljährlich  zu  erheben- 
den eidgenössischen  Vermögens-  oder  Einkommens- 
steuer anzunehmen  brauchen. 

Die  Notwendigkeit  einer  Revision  des  Finanzaus- 
gleiches in  diesem  Sinne  ist  nun  aber  m.  E.  bis  jetzt 
nicht  dargetan  worden. 

Das  ganze  grosse  Gebiet  der  Verbr  auchssteu  ern 
— bei  den  heutigen  Verkehrsverhältnissen  die  natür- 
liche Domäne  der  Bundesfinanzpolitik  — ist  ja  bei  uns 
noch  sozusagen  unbebautes  Land. 

Man  braucht  dabei  gar  nicht  an  Steuern  auf  Bier, 
Zündhölzer,  Seife  und  andere  mehr  oder  weniger  un- 
entbehrliche Waren  zu  denken.  Es  gibt,  wie  in  der 
Sitzung  des  Nationalrates  vom  22.  Dezember  1914  mit 
Recht  hervorgehoben  worden  ist,  auch  Verbrauchssteuern 
auf  eigentliche  Luxusbedürfnisse  wie  Schaumweine, 
Automobile  und  dergleichen.  Gewiss  reicht  der  Ertrag 
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solcher  Luxussteuern  nicht  aus,  um  den  Kapitalbetrag  der 
Mobilisationskosten  in  kürzester  Frist  zu  decken,  aber 
einen  sehr  schätzenswerten  Beitrag  zu  der  Annuität  von 
4 Millionen  Franken,  die  durch  die  Kriegssteuer  erspart 
werden  soll,  würden  sie  sicherlich  liefern. 

Auf  dem  Gebiete  der  Verbrauchssteuern  verdient 
auch  die  zuerst  in  einem  beachtenswerten  Aufsatze  der 
„Schweizerischen  Blätter  für  Handel  und  Industrie“1) 
hervorgehobene  Tatsache  Erwähnung,  dass  die  Um- 
wandlung des  Alkoholmonopols  in  eine  reine 
Bundessteuer  näher  läge  als  die  Beteiligung  des  Bundes 
an  der  schon  von  Kantonen  und  Gemeinden  mit  mehr 
oder  weniger  Glück  betriebenen  Besteuerung  des  Ver- 
mögens und  Einkommens.  Auch  wenn  der  Bund  den 
Zehntel  für  Bekämpfung  der  Ursachen  und  Wirkungen 
des  Alkoholismus  den  Kantonen  weiter  entrichten  würde, 
so  blieben  immer  noch  für  seine  Zwecke  nahezu  6 Mil- 
lionen Franken  jährlich  übrig,  also  erheblich  mehr  als 
jene  Annuität  von  4 Millionen  Franken  erfordert.  Der 
Umstand,  dass  die  Kantone  einst  das  Recht  der  Brannt- 
weinbesteuerung besassen,  begründet  natürlich  so  wenig 
ein  Anspruch  auf  ewige  Fortdauer  des  jetzigen  Zustan- 
des wie  man  dies  bei  den  Zöllen  zugestanden  hat,  die 
ebenfalls  von  1874  an  reine  Bundessteuern  wurden. 
Der  Einwand,  dass  bei  Umwandlung  des  Alkoholmono- 
pols in  eine  Bundessteuer  der  Ausfall  eben  von  den 
Kantonen  durch  Erhöhung  ihrer  direkten  Steuern  ge- 
deckt werden  müsse,  ist  immerhin  nicht  ganz  zurück- 
zuweisen, sodass  zugegeben  werden  muss,  dass  auf 
dem  Gebiete  der  Verbrauchssteuern  die  realisier- 
baren Reserven  sich  auf  einige  luxusartige  Objekte  wie 
Schaumweine,  Automobile  und  dergleichen  beschränken. 

0 XXI.  Jahrgang,  S.  450  ff. 
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Auf  dem  Gebiete  der  Verkehrssteuern  dagegen 
sind  noch  grosse  Quellen  neu  zu  erschlossen. 

Die  Steuern  auf  dem  Immobilien  verkehr  sind 
nur  in  der  Westschweiz  und  im  Kanton  Baselstadt  stärker 
entwickelt.  Bin  Eingriff  des  Bundes  würde  aber  zweifel- 
los den  ländlichen  Grundstückverkehr  empfindlich  be- 
lasten und  auch  die  Städte  könnten  dadurch  leicht  beim 
Ausbau  der  Besteuerung  der  Grundrente  und  des  Spe- 
kulationsgewinnes gestört  werden. 

Eine  eidgenössische  Regelung  der  Besteuerung  der 
Effektenemission,  wie  sie  in  der  Sitzung  des  National- 
rates vom  22.  Dezember  1914  angetönt  wurde,  stösst 
auf  das  Bedenken,  dass  dieses  Gebiet  sich  ganz  und 
gar  nicht  zu  Improvisationen  eignet,  sondern  mit  grosser 
Vorsicht  betreten  werden  muss,  wenn  unliebsame  Über- 
raschungen vermieden  werden  sollen. 

Dagegen  ist  die  Erbschaftssteuer  in  der  Schweiz 
noch  sehr  entwicklungsfähig.  Auf  Grund  der  Berech- 
nungen, die  Georg  Schanz1)  für  eine  Reihe  von 
Staaten  angestellt  hat,  darf  man  annehmen,  dass  unge- 
fähr 60  °/o  des  Erbvermögens  regelmässig  an  die  direkte 
Linie,  und  zwar  in  der  Hauptsache  an  die  Descendenz 
übergehen.  Halten  wir  damit  die  Tatsache  zusammen, 
dass  bis  heute  erst  sechs  schweizerische  Kantone,  näm- 
lich Glarus,  Baselstadt,  Schaffhausen,  St.  Gallen,  Waadt 
und  Genf  die  Erbschaftssteuer  auf  die  Descendenz  aus- 
gedehnt haben,  so  gelangen  wir  zu  der  Feststellung, 
dass  der  Erbschaftssteuer  in  der  allein  ein  erhebliches 
Opfer  darstellenden  Form  der  Belastung  der  Descen- 
denz nur  etwa  26°/°  der  schweizerischen  Bevölkerung 
unterworfen  sind. 

l)  Finanzarchiv  Bd.  XV,  S.  622  ff. 
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Wenn  wir  weiter  berücksichtigen,  dass  auch  die 
Steuersätze  für  die  Descendenz1)  im  Ganzen 
als  [sehr  massig  bezeichnet  werden  müssen,  so  wird 
man  zugeben  müssen,  dass  hier  noch  eine  Steuer- 
reserve liegt,  deren  Heranziehung  vielleicht  näher  ge- 
legen hätte  als  der  scharfe  Eingriff  in  den  bestehenden 
Finanzausgleich,  der  heute  durch  die  sogenannte  Kriegs- 
steuer beabsichtigt  wird.  Kleiden  wir  die  eidgenössische 
Erbschaftsbesteuerung  in  die  Form  einer  Nachlass- 
steuer, das  heisst  einer  Steuer,  welche  das  Erbver- 
mögen als  Ganzes  ohne  Rücksicht  auf  den  Grad  der 
Verwandtschaft  erfasst,  so  bleibt  es  den  Kantonen  un- 
benommen, die  feinere  Abstufung  der  Erbschaftssteuer 
nach  Graden  der  Verwandtschaft  und  Höhe  des  Erb- 
anteils nach  Belieben  auszugestalten.  Dem  Bund  aber 
würde  eine  solche  Nachlaßsteuer,  wenn  wir  den  Steuer- 
satz auch  nur  [auf  1 °/°  fixieren,  bei  einem  jährlichen 
Umsatz  von  700 — 800  Millionen  Franken  ein  Erträgnis 
von  7 — 8 Millionen  Franken  abwerfen.  Das  sind  3 — 4 
Millionen  Franken  über  die  Annuität  hinaus,  die  durch 
die  sogenannte  Kriegssteuer  erspart  werden  soll. 

Um  über  die  Frage,  ob  der  Bund  sich  die  notwen- 
digen Mehreinnahmen  durch  Heranziehung  der  in  der 
Erbschaftssteuer  gelegenen  Reserven  oder  durch  Steige- 
rung der  Vermögens-  und  Einkommenssteuer  sichern 
soll,  ins  klare  zu  kommen,  ist  es  aber  vor  allem  un- 
erlässlich, den  geschichtlich  gewordenen  Zustand  des 
direkten  Steuerwesens  in  der  Schweiz  im  Auge 
zu  behalten.  Dieser  lässt  sich  bekanntlich  mit  dem 
Satze  charakterisieren,  dass  die  Kantone  zwar  früh  da- 

J)  Der  Satz  beträgt  in  Glarus  1 %,  in  Baselstadt  je  nach  der 
Grösse  des  Erbteils  1—1,5%,  in  Schaffhausen  1—2%,  in  St. 
Gallen  0,75—1,5%,  in  der  Waadt  1,6— 3,2%,  in  Genf  1,5 — 3,5%. 
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mit  begonnen  haben,  die  moderne  Idee  der  Besteuerung 
nach  der  Leistungsfähigkeit  zu  verwirklichen,  dass  sie 
aber  fast  alle  noch  sehr  weit  von  der  Erreichung  der 
gesteckten  Ziele  entfernt  sind.  Die  in  der  Geschichte 
der  Referendumsdemokratie  oft  beobachtete  Tatsache, 
dass  das  Volk  zwar  den  Zweck,  nicht  aber  die  Mittel 
will,  hat  auf  dem  Gebiete  der  Steuergesetzgebung  die 
fatale  Wirkung  gehabt,  dass  die  Organisation  des 
Taxationswesens,  die  Erfassung  der  Steuerkräfte 
fast  überall  — Ausnahme  bilden  wohl  nur  Baselstadt, 
Schaffhausen  und  bis  zu  einem  gewissen  Grade  auch 
St.  Gallen  — gar  sehr  im  Argen  liegt.  Fast  in  der 
ganzen  Schweiz  bewegt  man  sich  in  dem  circulus  vi- 
tiosus,  dass  man  immer  wieder  genötigt  ist,  sich  durch 
Erhöhung  des  Steuerfusses  schadlos  zu  halten  für  die 
unvollkommene  Erfassung  der  Steuerkräfte  und  damit 
natürlich  den  Anreiz  zur  Defraudation  immer  mehr  stei- 
gert, ohne  doch  in  der  Lage  zu  sein,  sie  zu  verhindern. 
Eine  Besserung  dieser  Situation  wird  erst  eintreten, 
wenn  man  sich  entschliessen  wird,  die  Reformbestreb- 
ungen auf  die  zwei  wesentlichen  Ziele  der  Verschärfung 
des  Taxationsverfahrens  und  der  Ermässigung  der  Steuer- 
sätze zu  konzentrieren. 

Wie  stellt  sich  nun  die  geplante  eidge- 
nössische „Kriegssteuer“  zu  diesem  Sach- 
verhalt? Auf  den  ersten  Blick  kommt  sie  einer  wei- 
teren Steigerung  des  Steuerfusses  gleich  und  liefe  also 
den  eben  genannten  Zielen  der  Steuerreform  direkt 
zuwider.  Allein  dem  braucht  nicht  notwendig  so 
zu  sein.  Ein  einmaliger,  eventuell  sogar  ein  dauernder 
gesetzgeberischer  Eingriff  des  Bundes  in  das  Gebiet 
der  direkten  Steuern  Hesse  sich  verantworten,  wenn  er 
die  Fehler  der  kantonalen  Steuerpolitik  vermiede  und 
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Gewähr  für  eine  annähernd  vollständige  Erfassung  der 
Steuerobjekte  böte.  Damit  schützte  der  Bund  nicht  nur 
sich  selbst  vor  dem  Vorwurfe,  eine  nur  auf  den  Schein 
berechnete  Steuerpolitik  zu  betreiben,  sondern  er  würde 
auch  mit  einem  Schlage  das  Steuerwesen  derjenigen 
Kantone,  deren  eigene  Kraft  vor  der  Grösse  der  Auf- 
gabe versagt,  sanieren.  Das  wäre  ein  Gewinn,  der  mit 
der  Bewilligung  einer  direkten  Bundessteuer  von  den 
Kantonen  nicht  zu  hoch  erkauft  wäre. 

Leider  müssen  wir  gestehen,  dass  der  Entwurf  der 
Expertenkommission,  wenn  er  Gesetz  werden  sollte, 
nicht  im  Stande  wäre,  eine  solche  sanierende  Wirkung 
auszuüben.  Von  den  Minimalforderungen,  die 
heute  an  ein  ernsthaftes  Taxationsverfahren  gestellt 
werden  müssen,  das  sind  die  obligatorische  Selbst- 
taxation, die  Verpflichtung  zur  Vorlage  der  Geschäfts- 
bücher, die  Auskunftspflicht  der  Privatpersonen  auch  über 
die  Verhältnisse  Dritter  und  die  Öffnung  aller  amtlichen 
Akten  und  Bücher  soll  anscheinend  nur  die  zuletzt  ge- 
nannte verwirklicht  werden.  Das  ist  absolut  unge- 
nügend und  läuft  einfach  darauf  hinaus,  dass  der 
Bund  die  Einschätzung  in  der  gleichen  oberflächlichen 
und  unwirksamen  Weise  betreiben  soll  wie  die  'meisten 
Kantone. 

Sollte  die  Unzulänglichkeit  des  Entwurfes  in  diesem 
Kardinalpunkte  darauf  zurückzuführen  sein,  dass  die 
Bundesgewalt  die  Kraft  nicht  in  sich  fühlt,  die  Kan- 
tone zu  sachlicher  Arbeit  anzuhalten,  so  ist  es  wohl 
richtiger,  wenn  sie  die  Hände  ganz  von  dieser  Materie 
lässt.  Sie  wird  dann  zwar  auf  den  Ruhm  verzichten 
müssen,  den  Anstoss  zur  Sanierung  der  kantonalen 
Steuern  gegeben  zu  haben,  aber  auch  vor  dem  Vor- 
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würfe  geschützt  sein,  ihrerseits  zur  Zerrüttung  der 
Steuermoral  und  der  Steuerpolitik  beigetragen  zu  haben. 

Aber  selbst  wenn  der  Bund  den  Nut  und  die  Kraft 
zur  Reform  der  direkten  Steuern  in  sich  verspürte, 
blieben  Bedenken  in  Fülle  gegen  einen  Eingriff  in  dieses 
Gebiet.  Wenn  wir  beachten,  dass  eine  Reihe  von  Kan- 
tonen die  vorgeschlagenen  Grundlagen  bis  jetzt  gar  nicht 
kannten  — so  besitzen  Genf,  Glarus,  Schwyz,  Nidwalden, 
Appenzell  I.  Rh.  überhaupt  keine  Einkommensteuer, 
haben  Bern,  Obwalden,  Baselstadt  und  Solothurn  eine 
ganz  andere  Abgrenzung  der  Begriffe  „Einkommen“, 
zum  Teil  auch  des  Begriffes  „Vermögen“  — dass  also 
in  diesen  Kantonen  Volk  und  Behörden  sich  in  ganz 
andere  steuerrechtliche  Anschauungen  einleben  müssen, 
so  ist  wohl  nicht  daran  zu  denken,  dass  innert  der 
vorgesehenen  Frist  von  3 Monaten  eine  brauchbare 
Taxationsarbeit  geleistet  werden  könne.  Oberflächliche 
Taxationsarbeit  aber  zieht  erfahrungsgemäss  mit  Sicher- 
heit eine  grosse  Menge  von  Rekursen  nach  sich,  deren 
Zahl  im  vorliegenden  Falle  noch  dadurch  ins  Unge- 
messene gesteigert  werden  dürfte,  dass  kaum  irgend 
jemand  in  der  Schweiz  existiert,  dessen  Erwerbsver- 
hältnisse durch  die  Kriegslage  nicht  irgendwie  verändert 
worden  sind.  Die  Veranlagungs-  und  Erhebungskosten 
würden  also  zweifellos  eine  sehr  bedeutende  Höhe 
erreichen,  vom  Zeitverlust  und  den  Plackereien,  die 
dem  Publikum  zugemutet  werden  müssen,  zu  schweigen. 

Die  Frage,  ob  hier  das  richtige  Verhältnis  von  Kraft- 
aufwand und  Erfolg  vorhanden  ist,  wäre  selbst  dann 
erlaubt,  wenn  es  sich  darum  handelte,  direkte  Bundes- 
steuern für  einen  längeren  Zeitraum  einzuführen.  Im 
Hinblidc  auf  eine  einmalige  Steuer  ist  sie  wohl  ohne 
weiteres  zu  verneinen. 
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Wenn  die  Kritik  auch  in  dieser  Beziehung  mit  dem 
Hinweis  auf  den  deutschen  Wehrbeitrag  entkräftet 
werden  wollte,  so  wäre  darauf  zu  erwidern,  dass  das 
deutsche  Reich  das  Gebiet  der  Verbrauchs-  und  Ver- 
kehrssteuern viel  intensiver  bebaut  hat,  bevor  es  sich 
in  einer  ganz  ausserordentlichen  politischen  Situation, 
die  mit  der  unserigen  nicht  zu  vergleichen  ist,  dazu 
entschloss,  auch  das  Vermögen  und  das  Einkommen 
als  Steuerobjekte  zu  beanspruchen.  Die  Reichsfinanz- 
reformen von  1906,  1909  und  1913  sind  eine  wahre 
Fundgrube  von  Ideen  für  Jeden,  der  auf  der  Suche 
nach  Steuerquellen  ist.  Neben  die  älteren  Verbrauchs- 
steuern auf  Tabak,  Zucker,  Salz,  Bier,  Branntwein  und 
Spielkarten  traten  durch  die  genannten  Reformen  Reichs- 
auflagen auf  Schaumweine,  Automobile,  Zigaretten, 
Essigsäure,  Zündwaren  und  Leuchtmittel;  die  Verkehrs- 
steuern wurden  durch  Ausdehnung  des  Reichsstempels, 
der  schliesslich  selbst  auf  den  Grundstücksverkehr  er- 
streckt wurde,  durch  Einführung  der  Fahrkartensteuer 
und  der  Reichserbschaftssteuer,  die  ausser  der  Des- 
cendenz  und  den  Ehegatten  alle  Verwandtschaftsgrade 
mit  Sätzen  von  4 — 25%  trifft,  fast  restlos  ausgenützt. 
Selbst  die  Wertzuwachssteuer,  diese  Gemeindesteuer 
par  excellence,  war  vorübergehend  eine  Reichssteuer 
und  wurde  erst  durch  die  Finanzreform  vom  3.  Juli 
1913  durch  eine  allgemeine  Vermögenszuwachssteuer 
ersetzt. 

Man  wird  nach  Durchsicht  dieser  Liste  zugeben 
müssen,  dass  das  deutsche  Reich  bedeutend  länger  ge- 
zögert hat,  die  Hand  auf  das  Steuerwesen  der  Glied- 
staaten zu  legen,  als  es  bei  uns  der  Fall  zu  sein 
scheint.  Als  man  sich  dennoch  für  die  Erhebung  des 
einmaligen  Wehrbeitrages  entschloss,  konnte  man  es 
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im  Vertrauen  auf  den  tadellosen  Stand  des  Einschät- 
zungswesens in  den  Gliedstaaten  und  gestützt  auf  die 
weitgehenden  Kompetenzen,  die  das  Wehrbeitragsgesetz 
selbst  den  Veranlagungsbehörden  gewährte,  tun. 

W i r haben  leider  durchaus  keine  Gründe,  mit  eben- 
solchem Optimismus  steuerpolitische  Experimente  gröss- 
ten Stiles  zu  versuchen.  Wir  tun  wohl  besser  daran, 
uns  bescheidenere  Ziele  zu  stecken.  Ein  solches  wäre 
die  Einführung  einer  eidgenössischen  Nachlass- 
oder Erbschaftssteuer.  Die  Zahl  der  Steuerfälle 
würde  sich  da  auf  eine  Reihe  von  Jahren  verteilen, 
die  Handhabung  könnte  von  den  kantonalen  Finanz- 
direktionen ohne  Schwierigkeiten  besorgt  werden,  denen 
durch  die  Steuerinventare  ein  wichtiges  Hilfsmittel  zur 
allmählichen  Verbesserung  des  Taxations wesens  an  die 
Hand  gegeben  würde,  so  dass  der  Eingriff  des  Bundes 
nicht  nur  keine  Desorganisation  des  kantonalen  Steuer- 
wesens, sondern  im  Gegenteil  seine  allmähliche  Sa- 
nierung herbeiführen  würde. 


2.  Nach  dieser  Absteckung  der  Grenzen  der  eid- 
genössischen und  der  kantonalen  Steuerpolitik  können 
wir  die  eidgenössischen  Steuerpläne  einer  Prüfung  in 
materieller  Hinsicht  unterziehen. 

Zu  oberst  steht  hier  die  Frage  nach  dem  Verhält- 
nis, in  welchem  die  einzelnen  Steuerquellen  zu  er- 
schliessen  seien.  Der  Bundesrat  schlägt  in  der  Haupt- 
sache die  Kombination  einer  Verbrauchssteuer,  des  Ta- 
bakmonopols, mit  einem  „Opfer  der  Besitzenden“  vor. 

Gegen  das  Tabakmonopol  erhebt  sich  nun  von 
zwei  Seiten  Widerstand.  Neben  den  unmittelbar  an 
der  Erzeugung  und  am  Vertrieb  der  Tabakprodukte 
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interessierten  Kreisen,  die  natürlich  niemand  wird  über- 
zeugen können,  sind  es  die  Anhänger  eines  raschen 
Ausbaues  der  Sozialversicherung,  welche  die  Heran- 
* Ziehung  der  Tabaksteuer  zur  Deckung  der  Mobilisations- 
kosten bekämpfen.  Wenn  nun  auch  bestritten  werden 
muss,  dass  die  Tabaksteuer  notwendig  das  prädesti- 
» nierte  Mittel  zur  Finanzierung  der  Alters-  und  In- 
validenversicherung sei,  — indem  die  dabei  gemachte 
Voraussetzung,  die  Tabaksteuer  werde  vornehmlich  von 
den  besitzlosen  Klassen  aufgebracht  und  ihre  Erträg- 
nisse müssten  deswegen  wieder  in  ihrem  Interesse 
verwendet  werden,  auf  den  in  seinen  Konsequenzen 
bedenklichen  Satz  hinausläuft,  dass  jede  gesellschaft- 
liche Klasse  Anspruch  auf  Rückerstattung  ihrer  Steuer- 
leistungen in  Form  von  staatlichen  Zuwendungen  habe  — , 
so  muss  doch  zugegeben  werden,  dass  die  öffentliche 
Meinung  in  der  Schweiz  sich  schon  stark  mit  dieser 
Verbindung  von  Tabakmonopol  und  Sozialversicherung 
befreundet  hatte.  Ein  äusserer  Beweis  hiefür  liegt 
unter  anderem  in  der  Motion,  die  Herr  Arthur  Eugster 
am  9.  Juni  1914  gemeinsam  mit  namhaften  Ver- 
tretern verschiedener  Fraktionen  im  Nationalrate  ein- 
gereicht hat1). 


*)  Die  Motion  lautet:  „Der  Bundesrat  wird  eingeladen,  zu 
untersuchen  und  darüber  Bericht  zu  erstatten,  ob  nicht  die  Bundes- 
verfassung in  dem  Sinne  zu  revidieren  sei,  dass  dem  Bunde 
durch  Einführung  einer  Tabaksteuer  oder  des  Tabakmonopols 
eine  neue  Einnahmequelle  eröffnet  werde. 

• Dabei  soll  es  die  Meinung  haben,  dass  diese  neuen  finan- 

ziellen Mittel  verwendet  werden: 

1.  Insbesondere  für  eine  eidgenössische  Versicherung  gegen 
Alter  und  Invalidität. 

2.  Zur  Schaffung  einer  Ausgleichsreserve  für  die  Betriebs- 
rechnung des  Bundes. 
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Wir  müssen  also  davon  ausgehen,  dass  mit  der 
Beanspruchung  des  Tabakmonopols  für  die  Kriegs- 
bedürfnisse die  Hoffnung  auf  einen  baldigen  Ausbau 
der  Sozialversicherung  zerfliesst  und  dass  der  bundes- 
rätliche  Deckungsplan  damit  ein  grosses  Opfer  von  der 
Arbeiterschaft  verlangt,  ein  Opfer,  das  sich  zwar  nicht 
in  einer  positiven  Geldleistung,  wohl  aber  im  Ent- 
sagen auf  eine  erhoffte  baldige  Verbesserung  der  Lebens- 
lage äussert.  Dieses  Opfer  darf  aber  mit  gutem  sozial- 
politischem Gewissen  verlangt  werden,  wenn  man 
bedenkt,  dass  ja  die  Möglichkeit  gewahrt  ist,  im 
Deckungsgesetz  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Tabaksteuer 
in  absehbarer  Zeit  wieder  ihrem  ursprünglichen  Zwecke 
zugeführt  wird  und  wenn  man  weiter  in  Betracht  zieht, 
dass  die  Erhebung  des  Tabakmonopols  zu  einer  „Kriegs- 
steuer“ unzweifelhaft  eine  Vervielfachung  seiner  Chancen, 
überhaupt  ins  Leben  zu  treten,  bedeutet.  Die  Finanz- 
geschichte lehrt,  dass  das  Tabakmonopol  eine  der 
am  schwersten  realisierbaren  Steuern  ist.  Selbst  im 
deutschen  Reiche,  wo  man  kein  Referendum  kennt, 
sind  wiederholte  energische  Versuche  am  Widerstand 
der  Interessenten  gescheitert.  Nur  Kriege  und  poli- 
tische Katastrophen  können,  wie  Max  von  Heckei 
einmal  treffend  gesagt  hat,  den  Staaten,  die  das  Tabak- 
monopol noch  nicht  besitzen,  dazu  verhelfen.  Unver- 
mutet erfüllt  sich  heute  für  uns  diese  Bedingung.  Wer 
jetzt  zugreift,  handelt  nicht  nur  vom  Standpunkte  all- 
gemeiner Finanzpolitik  aus  klug,  sondern  realisiert  auch 
den  ersten  — schwierigeren  — Teil  der  Alters-  und 
Invalidenversicherung. 
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Der  zweite  Teil  des  bundesrätlichen  Deckungspro- 
grammes appelliert  an  den  Opfersinn  der  Besit- 
zenden, die  „in  der  gegenwärtigen,  für  die  Geschichte 

• unseres  Landes  so  ernsten  Stunde  ein  leuchtendes  Bei- 
spiel sein  sollen“. 

Was  die  bundesrätliche  Expertenkommission  und  die 

• Konferenz  kantonaler  Finanzdirektoren  bis  jetzt  zur 
Ausführung  dieses  Gedankens  unternommen  haben,  hat 
nun  freilich  stark  enttäuscht. 

Eine  Steuer  auf  dem  Erwerbseinkommen  ist 
nun  einmal,  auch  wenn  der  Satz  noch  so  niedrig  be- 
messen wird,  keine  „Besitzsteuer".  Wenn  man  bedenkt, 
dass  die  Kantone  trotz  der  „Partizipation“  von  20  % 
an  der  Bundessteuer  (deren  Ertrag  auf  15  Millionen 
Franken  veranschlagt  wird,  während  die  Defizite  pro 
1914  und  1915  voraussichtlich  einen  weit  höheren  Be- 
trag erreichen  werden),  und  erst  recht  die  mit  keiner 
„Partizipation“  bedachten  Gemeinden  genötigt  sein  wer- 
den, ihren  bedeutenden  Mehrbedarf  zu  einem  grossen 
Teile  durch  Erhöhung  ihrer  direkten  Steuern,  die  viel- 
fach noch  in  veralteten  Kopfsteuern  bestehen  und  auch 
sonst  die  niedrigen  Erwerbseinkommen  in  unzureichen- 
der Weise  schonen,  zu  decken,  wenn  man  weiter  in 
Betracht  zieht,  dass  die  Unzulänglichkeit  des  Taxations- 
verfahrens, wie  sie  leider  in  den  meisten  Kantonen  be- 
steht, dazu  geführt  hat,  dass  das  kleine  und  mittlere 
Arbeitseinkommen,  über  das  ja  grosse  Irrtümer  nicht 
möglich  sind,  die  Ausfälle  aufbringen  müssen,  welche  die 

# unvollkommene  Heranziehung  der  stärkeren  Kräfte  verur- 
sacht, wenn  man  endlich  berücksichtigt,  dass  der  Bund  den 
30 — 40  % der  Schweizerbürger  im  wehrpflichtigen  Alter, 

* die  keinen  Militärdienst  leisten,  pro  1914  und  1915  die 
doppelte  Ersatzsteuer  aufbürdet,  so  ergeben  sich  schwere 
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Bedenken  gegen  den  Vorschlag  einer  Erwerbssteuer. 
Nach  Pressmeldungen  soll  ja  allerdings  die  Erwerbs- 
steuer nur  zirka  4 Millionen  Franken  bringen  gegenüber 
70  Millionen,  die  auf  die  Vermögenssteuer  entfallen. 
Allein  es  ist  klar,  dass  die  weitgehendste  Garantie  für 
schonende  Einschätzung  der  Pflichtigen,  deren  Erwerbs- 
verhältnisse durch  Militärdienst  oder  Arbeitslosigkeit  ge- 
litten haben,  den  Einwand  nicht  entkräften  kann,  dass 
der  Vorschlag  der  Expertenkommission  den  Boden  des 
bundesrätlichen  Programms  verlassen  hat.  Will  man  auf 
dem  Boden  dieses  Programms  bleiben,  so  wird  man 
die  Grenze  der  Steuerfreiheit  des  Erwerbes  nicht  auf 
2500  Fr.,  sondern  ganz  wesentlich  höher  ansetzen  müssen. 
Die  deutsche  Reichsfinanzreform  vom  3.  Juli  1913,  die 
nicht  nur  das  Erwerbseinkommen  bis  zum  Betrage  von 
5000  M.  steuerfrei  Hess  und  auch  eine  die  unmittelbar 
anschliessenden  Einkommensstufen  besser  schonende 
Steuerskala  enthielt,  sondern  ausserdem  noch  die  Reichs- 
erbschaftssteuer erhöhte  und  eine  Vermögenszuwachs- 
steuer einführte,  hat  den  Gedanken  einer  Besteuerung 
des  Besitzes  entschieden  in  viel  grosszügigerer  Weise  ver- 
wirklicht, als  die  Vorlage  unserer  eidgenössischen  Ex- 
pertenkommission, die  dann  von  den  kantonalen  Finanz- 
direktoren noch  kleinlicher  ausgestaltet  worden  ist. 

Hält  man  trotz  der  bekannten  Tatsache,  dass  die 
Besteuerung  der  höheren  und  höchsten  Erwerbsstufen 
auch  bei  ansehnlichen  Sätzen  wegen  der  geringen  Zahl 
der  Bezüger  solcher  Einkünfte  nur  bescheidene  Erträg- 
nisse abwirft,  die  Heranziehung  der  grossen  Erwerbs- 
einkommen für  unerlässlich,  so  kann  man  es  ja  tun. 
Aber  einfacher  wäre  es,  wenn  man  die  Erwerbssteuer 
grundsätzlich  bei  Seite  Hesse  und  sich  auf  eine  eidge- 
nössische Besitzsteuer  beschränkte.  Als  solche  kann 
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eine  Vermögenssteuer  oder  eine  Erbschaftssteuer  in 
Betracht  kommen.  Vom  Standpunkte  materieller  steuer- 
politischer Prüfung  besteht  kein  Grund,  die  eine  Form 
der  anderen  vorzuziehen.  Den  Ausschlag  gibt  unter 
diesen  Umständen  das  Resultat,  zu  dem  wir  vom  Stand- 
punkte eines  rationellen  Finanzausgleichs  zwischen  Bund 
und  Kantonen  gelangt  sind,  das  heisst,  die  Erbschafts- 
steuer ist  der  Vermögenssteuer  vorzuziehen. 


3.  Und  wie  steht  es  endlich,  wenn  wir  das  ganze 
Problem  vom  Standpunkt  der  Bundesfinanzreform 
betrachten,  vom  Standpunkt  der  Notwendigkeit,  den 
Bundeshaushalt  auf  Grundlagen  zu  stellen,  die  weniger 
von  den  Schwankungen  der  wirtschaftlichen  Konjunktur 
abhängig  sind  als  die  heutigen?  Da  leuchtet  sofort  die 
völlige  Unerheblichkeit  der  „Kriegssteuer“  in  der  vor- 
geschlagenen Form  einer  einmaligen  ausserordentlichen 
Abgabe  ein.  Die  Erträgnisse  des  Tabakmonopols  werden 
wie  die  aller  Verbrauchsteuern  ebenfalls  der  Konjunktur 
folgen.  Um  so  notwendiger  ist  es,  ihm  eine  Steuer  an 
die  Seite  zu  stellen,  die  grössere  Stabilität  aufweist. 
Das  ist  wiederum  die  Besitzsteuer,  die  — sei  sie  nun 
eine  Vermögenssteuer  oder  eine  Erbschaftssteuer  — 
an  Stabilität  zweifellos  selbst  die  Erwerbssteuer  noch 
übertrifft. 

III. 

Zusammenfassend  können  wir  also  sagen,  dass  der 
Plan  der  einmaligen  sogenannten  „Kriegssteuer“  auf 
einer  Überschätzung  unserer  wirtschaftlichen  Kräfte  be- 
ruht, dass  er  die  durch  die  Kriegswirren  erschöpfte 
Volkswirtschaft  übermässig  belastet,  der  Desorganisation 


27 


des  kantonalen  und  kommunalen  Steuerwesens  durch 
Fortsetzung  der  Politik,  in  der  Steigerung  des  Steuer- 
fusses  den  Ersatz  für  die  unvollkommene  Erfassung 
der  Steuerobjekte  zu  suchen,  weiter  Vorschub  leistet, 
des  Charakters  einer  reinen  Besitzsteuer  entbehrt  und 
zur  Reform  der  Bundesfinanzen  nichts  beiträgt. 

Die  einmalige  „Kriegssteuer“  sollte  daher  ersetzt 
werden  durch  eine  bleibende  eidgenössische  Nach- 
lassteuer, die  eine  langsamere  Abtragung  der  Mobili- 
sationsschuld bezweckt,  die  Reform  der  kantonalen  und 
kommunalen  Finanzen  nicht  stört,  sondern  im  Gegen- 
teil durch  Einführung  der  Inventarisation  in  allen  To- 
desfällen in  wirksamster  Weise  unterstützt,  als  Opfer 
der  Besitzenden  das  notwendige  Gegenstück  zu  dem 
Opfer  darstellt,  das  die  Besitzlosen  durch  Hinaus- 
schiebung der  Alters-  und  Invalidenversicherung  bringen 
sollen,  und  dem  Bundeshaushalt  dauernd  eine  neue 
und  in  ihren  Erträgnissen  stabile  Finanzquelle  eröffnet. 


0© 
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VERLAG  VON  RASCHER  & Co.  IN  ZÜRICH 

\Y7*  OL  * Unsere  Neutralität  und  der  Krieg 

W ir  Ocnweizer  Eine  nationale  Kundgebung 

von  Carl  Albrecht  Bernoulli,  Dr.  Bohnenblust,  Prof.  Dr.  Bosshart,  Alexan- 
der Castell,  Dr.  Chuard,  Prof.  Dr.  Dubois,  Prof.  Dr.  Emil  Ermadnger,  Dr. 
Robert  Faesi,  Konrad  Falke,  Dr.  Gagliardi,  Prof.  Dr.  Albert  Gessler,  Dr. 
E.  Göttisheim,  Prof.  Dr.  J.  H.  Graf,  Dr.  Paul  Gygax,  Prof.  Dr.  E.  Hoff- 
mann-Krayer,  Pfarrer  Adolf  Keller,  Direktor  Hermann  Kurz,  Prof.  Dr. 
Meyer  von  Knonau,  Prof.  Dr.  de  Quervain,  Joseph  Reinhart,  Prof.  Dr. 
Reymond,  Virgile  Rossel,  A.  Sarasin,  Dr.  Alfred  Schaer,  Bundesrichte, 
Dr.  Schmid,  Prof.  Dr.  v.  Schulthess-Rechberg,  Prof.  Dr.  Schweizer,  Oberst 
E.  Secretan,  Robert  Seidel,  Ständerat  Usteri,  Prof.  Eberhard  Vischer,  Dr. 
Widmer,  Oberstdivisionär  Wildbolz,  Prof.  Dr.  Zangger,  Dr.  Eugen  Ziegler 
Dr.  F.  Zollinger,  Prof.  Dr.  Zschokke. 

Preis  broschiert  Fr.  2.70,  gebunden  Fr.  4. — 

Es  mangelte  uns  leider  die  Zeit,  das  248  Seiten  starke  Buch,  das  uns 
gestern  zugegangen  ist,  ganz  durchzulesen.  Doch  hat  sich  uns,  was  wir 
beim  Lesen  der  Autornamen  voraussetzten,  beim  Durchblättem  des 
Buches  und  der  Lektüre  einer  Reihe  von  Beiträgen  bestätigt:  es  sind 
Männer,  die  wirklich  etwas  zu  sagen  haben,  die  hier  vor 
das  Schweizervolk  treten  und  zu  ihm  von  seinen  Neutralitätspflichten 
und  -rechten  sprechen.  Und  weil  jeder  von  ihnen  aus  eigenem  Wissen 
und  Denken  heraus  schreibt,  wirkt  die  Fülle  der  Erörterungen  über  das 
gleiche  grosse  Problem  unseres  Schweizerlandes  auch  nicht  eintönig.  Es 
sind  Zeugnisse  voll  persönlichen  Gehalts,  die  hier  zusammengestellt  sind, 
und  denen  wir  die  weiteste  Verbreitung  unter  den  jungen  und  alten 
Männern  unseres  Volkes  wünschen.  („Basler  Nachrichten“.) 

Das  Sammelbuch  soll  einerseits  dem  Ausland  Kunde  geben  von  der 
Auffassung  der  Neutralität,  anderseits  ein  Versuch,  die  Formel  zu  finden 
für  unser  eigenes  Denken  und  Fühlen.  In  dieser  Richtung  ist  das  Buch 
ein  Zeitdokument  von  bedeutendem  Wert.  (»Vaterland“.) 

...  Wer  immer  über  diese  Dinge  nachdenkt  — und  jeder  reife 
Schweizer  sollte  es!  — wird  mit  Interesse  in  diesem  Bande  blättern. 

(„Thurgauer  Zeitung“.) 

Unter  diesem  Titel  ist  im  Verlag  von  Rascher  & Cie.  in  Zürich  eine 
Schrift  publiziert  worden,  welche  als  nationale  Kundgebung  unseres  Vol- 
kes in  diesem  Augenblick  von  größter  Bedeutung  ist.  Es  ist  eine  Samm- 
lung von  gegen  40  Urteilen  oder  Äußerungen  über  unsere  Neutralitäts- 
pflicht, ihre  Gefahren  und  Schwierigkeiten.  Sie  stammen  sämtlich  aus 
der  Feder  angesehener  Schweizer  Bürger.  Neben  den  mahnenden  Worten 
von  Pfarrherren  und  Lehrern  finden  wir  da  interessante  Gutachten  über 
die  gegenwärtige  Lage  unseres  Landes  von  Kaufherren,  Gewerbetrei- 
benden und  Männern  der  hohen  Finanz.  Der  Historiker  vergleicht  die  Zu- 
stände von  heute  mit  denen  vor  hundert  Jahren.  Der  Staatsmann  und 
der  hohe  militärische  Führer  machen  auf  die  Gefahren  aufmerksam, 
denen  wir  glücklich  entgangen  sind,  und  auf  jene,  die  uns  morgen  und 
übermorgen  bedrohen.  Der  Rechtslehrer  erklärt  uns  das  Zustandekom- 
men, den  Wert  und  das  Wesen  unserer  Neutralitätsverträge ; der  Schrift - 
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steiler  erinnert  uns  an  die  hohen  Kulturideale,  die  dem  übrigen  Europa 
zum  Trotz  in  unserem  Staate  allein  noch  unter  verschiedenen  Nationa- 
litäten, friedlich  nebeneinander  wohnen  können.  Auch  der  Sozialde- 
mokrat gesteht  uns  frei  und  offen,  warum  er  in  dieser  Stunde  vor  allem 
patriotisch  empfindet  und  die  militärische  Wahrung  der  Neutralität  von 
Herzen  billigt.  («National  Zeitung"  Basel.) 

Der  schweizerische 
Kulturwille 

Ein  Wort  an  die  Gebildeten  des  Landes 

von  Konrad  Falke 
Preis  Fr.  1. — 

Herr  Bundesrat  Calonder , der  Vorsteher  des  Eidgen.  Departements 
des  Innern  hat  sich  mit  den  Leitsätzen  dieser  Schrift  vollkommen  einver- 
standen erklärt  und  die  Erlaubnis  erteilt,  seine  Stellungnahme  bekannt 
zu  geben. 

„ . . . eine  mit  der  Flammenschrift  vaterländischer,  tiefernster  Ge- 
sinnung abgefasste  Broschüre  . . .*'  („Ostschweiz“.) 

„Vom  Kriege  veranlasst  ist  auch  die  temperamentvolle  Schrift  „D  e r 
schweizerische  Kulturwille“  von  Konrad  Falke,  unmittel- 
bar nur  Schweizer  angehend,  aber  auch  für  andere  Leute  sehr  lesens- 
wert. Es  ist  ein  leidenschaftlicher  Mahnruf  zum  Schweizertum  als  der 
wirklichen  Neutralität,  denn  die  Kulturaufgabe  der  Schweizer  bestehe 
eben  in  der  weitherzigen  Empfänglichkeit  für  germanische  und  romanische 
Kultur  und  in  deren  Versöhnung  und  Verarbeitung.  Um  dies  Ziel  zu  er- 
reichen, fordert  der  Verfasser  besonders  eine  grössere  Vereinheitlichung 
und  innere  Reform  des  hohem  Schulwesens.“  („Literarisches  Zentral- 
blatt“, Leipzig.) 

„Die  Kenntnis  der  drei  Landessprachen  muss  intensiver  gefördert 
werden : das  ist  vor  allem  eine  Aufgabe  der  Schule.  Ich  mache  bei  diesem 
Anlass  auf  ein  vortreffliches  Schriftchen  aufmerksam,  das  in 
jüngster  Zeit  erschienen  ist  und  darauf  hinweist,  dass  wir  an  unsem 
Mittelschulen  viel  mehr  als  alte  Sprachen  die  Kenntnis  von  Französisch 
und  Italienisch  fördern  sollten,  weil  nur  dann  sich  eine  wirkliche  Kenntnis 
der  Kultur,  der  Gedanken-  und  Gefühlswelt  unserer  welschen  Eidge- 
nossen erwerben  lässt.  Das  Schriftchen  ist  von  Konrad  Falke  und  trägt 
den  Titel:  „Der  schweizerische  Kulturwille“.  (Regierungrat  Dr.  O.  Wett- 
stein in  seiner  Rede  am  Ustertag  1914.) 

„Der  gebildete  Schweizer,  der  sich  in  die  gehaltvolle  Arbeit  Konrad 
Falkes  vertieft,  wird  zum  Schluss  kommen,  dass  ihre  Bestrebungen  von 
grösster  Bedeutung  für  die  Gegenwart  und  Zukunft  unseres  Landes  sind“. 
(„Schaffhauser  Intelligenzblatt“ .) 
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Unser 

Schweizer  Standpunkt 

von  CARL  SPITTELER 

(Schriften  für  Schweizer  Art  und  Kunst,  Heft  2) 
Preis  60  Cts. 

Dr.  h.  c.  FERD.  AVENARIUS  schreibt  im  II.  Januarheft 
des  „Kunstwart“ : 

Die  Irreführungen  über  Spittelers  Vortrag,  wie  sind  die  zustande 
gekommen  ? 

Mein  offener  Brief  an  Spitteier,  meine  Ausführungen  gegen  ihn  und 
auch  der  Hinweis  auf  die  Missverständnisse  seiner  Absichten  sind  schon 
zum  Satz  gegeben,  da  gehen  mir  weitere  Zeitungsnummern  mit  Aufsätzen 
über  seinen  Vortrag  zu.  über  seinen  Vortrag?  So  tun  sie  nur.  Kein 
Wort  darin  von  dem  hohen  Lobe,  das  Spitteier  dem  Deutschtum  zollt, 
kein  Wort  überhaupt  von  dem  ganzen  Gedankengange  und  den  Ab- 
sichten Spittelers,  sondern  ohne  alle  Erklärung  des  Zusammenhanges  die 
Stellen,  in  denen  er  hinsichtlich  Belgiens,  Serbiens  und  der  Entrüstung 
über  die  Hilfsvolker  im  Kriege  eine  abweichende  Meinung  kundgibt. 
Auf  diese  paar  Stellen  hin  dann  Bemerkungen  wie:  Spitteier  scheine  „der 
Ehrgeiz  zu  kitzeln,  sich  neben  Hodler  und  Dalcroze  einen  Platz  zu  sichern“, 
er  „verleumde  unedel“  usw.  Obgleich  Spitteier  sich  weder  mit  einem 
Worte  irgendeiner  der  Verleumdungen  gegen  Deutschland  anschliesst,  die 
Hodler,  Dalcroze,  Maeterlinck  usw.  mit  verbreitet  haben,  noch  seinerseits 
uns  irgendwie  verleumdet.  Es  dürfte  nach  diesem  Anfänge  nicht  wun- 
dern, wenn  wir  morgen  zu  lesen  bekämen,  Spitteier  sei  „undankbar“ 
gegen  uns,  und  wir  hätten  auch  den  Dichter  in  ihm  „weit  überschätzt“. 
Denn  das  entspräche  nur  einer  Logik,  die  heute  Anhänger  findet. 

Wie  sind  die  Irreführungen  über  Spittelers  Vortrag  zustande  gekommen? 
Dem  sollen  wir  doch  nachgehen.  Liegt  hier  irgend  eine  Gemeinheit  oder 
eine  Dummheit  oder  eine  gutgläubige  Unüberlegtheit  desjenigen  Literaten 
vor,  der  die  ersten  Nachrichten  über  den  Vortrag  nach  Deutschland 
brachte?  Hat  ein  Schmock  auf  unsere  überreizte  Empfindlichkeit  speku- 
liert, um  ihr  ein  Gericht  aus  herausgeklaubten  Pfefferkörnern  vorzusetzen? 
Wer  den  Vortrag  Spittelers  kennt,  den  er  sich  aus  tiefer  vaterländischer 
Sorge  ganz  und  gar  gegen  das  eigene  Interesse  abgerungen  hat,  was 
soll  der  angesichts  solcher  Berichte  von  jener  Presse  halten?  Er  muss 
doch  annehmen,  die  Schriftleiter  hätten  ihrerseits  Spittelers  Vortrag  auch 
gekannt,  und  Hessen  solchen  Unsinn  trotzdem  durch ! In  Wahrheit  haben 
sie  ihn  augenscheinlich  nicht  gekannt  Um  so  strenger  sollte  man  leicht- 
fertigen Berichterstattern  jetzt  klarmachen,  was  Verantwortlichkeit  bedeutet. 


Zu  beziehen  durch  alle  Buchhandlungen 
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R ,1  o Rn rr^l  Lebenabeschreibung  der  Witwe  des 

IXegUld.  LLiIlgei  Ulrich  Florian  Engel  1761—1853 

Enthaltend : die  Geschichte  ihres  Herkommens,  Jugendschicksale, 

Verheiratung  und  weitläufige  Reisen  im  Gefolge  der  französischen  Ar- 
meen durch  ganz  Frankreich,  die  Niederlande,  Italien,  Spanien,  Portugal, 
die  österreichischen  und  preussischen  Staaten,  Deutschland  und  besonders 
auch  der  Expedition  in  Egypten  und  einer  späteren  Reise  nach  Amerika. 

Diese  hochinteressante  Selbstbiographie  bildet  den  zweiten  Band  der 
Sammlung  „Schweizer  Schicksal  und  Erlebnis"*. 

Preis  gebunden  Fr.  4. — 

Ein  Abenteuerbuch,  ein  Kriegsbuch,  ein  Schicksal-  und  Erlebnisbuch, 
jedes  und  alles  sind  die  Erinnerungen  der  Schweizerin  Regula  Eingel  . . 

Die  Wirkung  der  Lektüre  wird  beim  heutigen  Leser  eine  überraschend 
starke  und  der  Eindruck  ein  einzigartiger  sein.  Man  reisst  sich  in  unsern 
Tagen  um  neue  und  alte  Kriegsberichte  und  -Erlebnisse,  Die  Lebens- 
geschichte der  Regula  ist  geradezu  eine  zeitgemässe  Publikation  geworden. 

(„Neue  Zürcher  Zeitung“.) 

Wir  möchten  das  in  mehrfacher  Beziehung  interessante  Buch  zur 
Beachtung  empfehlen.  („Freie  Rätier“.) 

Ein  aussergewöhnlich  interessantes  Buch  ist  soeben  in  einer  neuen 
Ausgabe  erschienen:  die  Memoiren  einer  tapferen  Schweizerin,  die  als 
Gattin  des  napoleonischen  Obersten  Florian  Engel,  eines  Graubündners, 
ein  ungemein  abenteuerliches  Leben  geführt  hat,  indem  sie  ihren  Gatten 
auf  vielen  Feldzügen  begleitet  und  in  mancher  Schlacht  selber  mitge- 
kämpt  hat. 

Gerade  in  unsern  kriegbewegten  Tagen  wird  man  dieses  Buch,  das 
von  so  vielen  Schlachten  zu  erzählen  weiss,  mit  grossem  Interesse  lesen ; 
erinnern  doch  die  Stürme,  die  jetzt  durch  Europa  brausen,  lebhaft  an 
die  grosse  Zeit  vor  hundert  Jahren,  da  wie  heute  die  Kanonen  und 
der  Säbel  regierten,  Städte  und  Dörfer  verwüstet  wurden  und  wild  die 
Kriegstrompete  durch  die  Lande  schallte.  („Burgdorfer  Tagblatt“.) 

Vor  ein  paar  Tagen  ist  uns  ein  Buch  auf  den  Tisch  gelegt  worden, 
das  einen  geschichtlichen  Bilderbogen  darstellt,  wie  man  ihn  sich  nicht 
bunter  und  abwechslungsreicher  ausdenken  kann.  Es  ist  die  Lebens- 
beschreibung einer  merkwürdigen  und  klugen  Frau,  deren  Schicksal  von 
allen  Wundem  und  Farben  jenes  ereignisreichen  Zeitalters  nach  der 
französischen  Revolution  überglüht  ist,  einer  Zeit,  die,  wie  die  gegen- 
wärtige, tagein  und  -aus  Kriegsgeschrei  und  Schlachtendonner  hörte  und 
die  halbe  Welt  in  Waffen  sah.  Aus  dem  Volk  trug  sie  Männer  empor 
auf  Fürstensessel  und  Königsthrone,  und  das  Schicksal  der  Menschen 
war  oft  so  eigenartig  wie  die  Zeit  selbst.  Die  Erlebnisse  des  Einzelnen 
erschienen  hin  und  wieder  wie  ein  Abenteuer,  und  die  Erzählungen 
davon  hören  sich  heute  noch  an  wie  ein  geschickt  und  farbenreich  auf- 
geputzter  Roman.  Auch  die  Lebensbeschreibung  der  Regula  Engel,  der 
Witwe  des  Obrist  Engel,  die  1853,  92  Jahre  alt,  in  Zürich  arm  und  fast 
vergessen  starb,  liest  sich  wie  eines  der  spannendsten  Kapitel  aus  einem 
Dumasschen  Roman.  („Luzemer  Tagblatt“.) 


Zu  beziehen  durch  alle  Buchhandlungen 


Schriften 
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für  Schweizer  Art  und  Kunst. 


Unter  diesem  Titel  wird  der  Unterzeich- 
nete Verlag  eine  Sammlung  von  Schriften  in 
Broschüren-  oder  Buchform  veröffentlichen,  in 
welcher  vor  allem  nationale  Fragen,  die  in  der 
jetzigen  Zeit  das  grösste  Interesse  beanspruchen, 
behandelt  werden.  Doch  sollen  auch  rechts- 
wissenschaftliche, nationalökonomische,  natur- 
wissenschaftliche, philosophische,  geschichtliche 
und  literarisch-künstlerische  Abhandlungen  in 
dieselbe  aufgenommen  werden,  sofern  ihnen 
allgemein-schweizerische  Bedeutung  zukommt 
Für  diese  Sammlung  ist  kein  einheitlicher  Preis 
festgesetzt,  damit  nicht  der  Verfasser  an  einen 
bestimmten  Umfang  der  Schrift  gebunden  ist 
Die  Redaktion  der  Sammlung  übernimmt 
der  Verleger,  ohne  jedoch  zum  Inhalt  der  ein- 
zelnen Broschüren  Stellung  zu  nehmen. 
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